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GESETZESTEXTE 

SOZIALGESETZBUCH (SGB) - ACHTES BUCH 
(VIII) - KINDER- UND JUGENDHILFE 
gen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, 
deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzau9rags bei 
Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die 
MiBeilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den 
Fachkrä9en der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem 
die PersonensorgeberechIgten sowie das Kind oder der 
Jugendliche beteiligt wer- 
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§ 8a Schutzau+rag bei Kindeswohlgefährdung 
(1) Werden dem Jugendamt gewichIge Anhaltspunkte für 
die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, 
so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer 
Fachkrä9e einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses 
Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das 
Jugendamt die ErziehungsberechIgten sowie das Kind oder den 
Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 
sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei 
einen unmiBelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner 
persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt zur 
Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet 
und notwendig, so hat es diese den ErziehungsberechIgten 
anzubieten. 
(2) Hält das Jugendamt das TäIgwerden des Familiengerichts 
für erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, 
wenn die ErziehungsberechIgten nicht bereit oder in der Lage sind, 
bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht 
eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts 
nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das 
Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das TäIgwerden 
anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe 
oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die 
Inanspruchnahme durch die ErziehungsberechIgten hinzuwirken. 
Ist ein soforIges TäIgwerden erforderlich und wirken die 
PersonensorgeberechIgten oder die ErziehungsberechIgten nicht 
mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der 
Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. (4) In Vereinbarungen 
mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen 
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass  
1. deren Fachkrä9e bei Bekanntwerden gewichIger Anhaltspunkte 
für die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder 
Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 2. bei der 
Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene  
Fachkra9 beratend hinzugezogen wird sowie 
3. die ErziehungsberechIgten sowie das Kind oder der Jugendliche 
in die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht 
in Frage gestellt wird. 
In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die QualifikaIon der 
beratend hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkra9 
insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkrä9e 
der Träger bei den ErziehungsberechIgten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für 
erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die 
Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 
(5) Werden einem örtlichen Träger gewichIge Anhaltspunkte für 
die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen 
bekannt, so sind dem für die Gewährung von Leistunden sollen, 
soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
  
§ 72aTä=gkeitsausschluss einschlägig vorbestra+er Personen (1) 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die 
Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe keine 
Person beschä9igen oder vermiBeln, die rechtskrä9ig wegen einer 
Stra9at nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 
184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs 
verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der 

Einstellung oder VermiBlung und in regelmäßigen Abständen von 
den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 
und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen 
lassen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch 
Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe 
sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Stra9at 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskrä9ig verurteilt worden ist, 
beschä9igen. 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung keine neben- oder 
ehrenamtlich täIge Person, die wegen einer Stra9at nach Absatz 1 
Satz 1 rechtskrä9ig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche 
beaufsichIgt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen 
vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe über die TäIgkeiten entscheiden, die von 
den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen 
nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 
2 wahrgenommen werden dürfen. 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch 
Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe sowie mit 
Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich täIge Person, die 
wegen einer Stra9at nach Absatz 1 Satz 1 rechtskrä9ig verurteilt 
worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichIgt, betreut, erzieht 
oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe Vereinbarungen über die TäIgkeiten schließen, die von 
den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen 
nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 
2 wahrgenommen werden dürfen. 
(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von 
den nach den Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur den 
Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen wurde, 
das Datum des Führungszeugnisses und die InformaIon erheben, 
ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer 
Stra9at nach Absatz 1 Satz 1 rechtskrä9ig verurteilt worden ist. Die 
Träger der öffentlichen und freien Jugend-hilfe dürfen diese 
erhobenen Daten nur speichern, verändern und nutzen, soweit dies 
zum Ausschluss der Personen von der TäIgkeit, die Anlass zu der 
Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. 
Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind 
unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme 
keine TäIgkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 
wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens drei 
Monate nach der Beendigung einer solchen TäIgkeit zu löschen. 

UN - KINDERRECHTSKONVENTIONEN  

Ar=kel 3 Wohl des Kindes 
(1) Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von 
öffentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, 
Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen 
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getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der 
vorrangig zu berücksichIgen ist.  
  
Ar=kel 19 Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, 
Verwahrlosung (Auszug) 
(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, 
Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um das Kind vor 
jeder Form körperlicher oder geisIger Gewaltanwendung, 
Schadenszufügung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder 
Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung 
einschließlich des sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es 
sich in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds 
oder anderen gesetzlichen Vertreters oder einer anderen Person 
befindet, die das Kind betreut. 

BÜRGERLICHES GESETZBUCH  

BGB § 1631 Inhalt und Grenzen der Personensorge 
(1) Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und 
das Recht, das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichIgen und 
seinen Aufenthalt zu besImmen. 
(2) Kinder haben ein Recht auf gewaljreie Erziehung. 
Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere 
entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. 
(3) Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der 
Ausübung der Personensorge in geeigneten Fällen zu unterstützen.  

STRAFGESETZBUCH 
  
StGB § 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht  
Wer seine Fürsorge- oder Erziehungspflicht gegenüber einer Person 
unter sechzehn Jahren gröblich verletzt und dadurch den 
Schutzbefohlenen in die Gefahr bringt, in seiner körperlichen oder 
psychischen Entwicklung erheblich geschädigt zu werden, einen 
kriminellen Lebenswandel zu führen oder der ProsItuIon 
nachzugehen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestra9. 
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StGB § 174 Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 
Wer sexuelle Handlungen 

   1. an einer Person unter sechzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, 
zur Ausbildung oder zur Betreuung in der  
Lebensführung anvertraut ist, 

2. an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur 
Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der 
Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter  
Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-,  
Betreuungs-, Dienst- oder Arbeitsverhältnis verbundenen  
Abhängigkeit oder 

3. an seinem noch nicht achtzehn Jahre alten leiblichen oder 
angenommenen Kind vornimmt oder an sich von dem 

Schutzbefohlenen vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestra9. 

   Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3  
1. sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefohlenen vornimmt oder 
2. den Schutzbefohlenen dazu besImmt, dass er sexuelle  

Handlungen vor ihm vornimmt, um sich oder den 
Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu erregen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestra9. 
   Der Versuch ist stralar. 
   In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder des Absatzes 2 in 

Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 kann das Gericht von einer 
Bestrafung nach dieser Vorschri9 absehen, wenn bei 
BerücksichIgung des Verhaltens des Schutzbefohlenen das 
Unrecht der Tat gering ist. 

STGB § 176 SEXUELLER MISSBRAUCH VON 
KINDERN 
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn 
Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von dem Kind vornehmen 
lässt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren 
bestra9. 
(2) Ebenso wird bestra9, wer ein Kind dazu besImmt, dass 
es sexuelle Handlungen an einem DriBen vornimmt oder von 
einem DriBen an sich vornehmen lässt. 
(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht 
unter einem Jahr zu erkennen. 
(4) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
wird bestra9, wer 

1. sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt, 
2. ein Kind dazu besImmt, dass es sexuelle Handlungen an 
sich vornimmt, 
3. auf ein Kind durch Schri9en (§ 11 Abs. 3) einwirkt, um es 

zu sexuellen Handlungen zu bringen, die es an oder vor dem 
Täter oder einem DriBen vornehmen oder von dem Täter oder 
einem DriBen an sich vornehmen lassen soll, oder 

   4. auf ein Kind durch Vorzeigen pornographischer 
Abbildungen oder Darstellungen, durch Abspielen von 
Tonträgern pornographischen Inhalts oder durch  
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entsprechende Reden einwirkt. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
wird bestra9, wer ein Kind für eine Tat nach den Absätzen 1 bis 4 
anbietet oder nachzuweisen verspricht oder wer sich mit einem 
anderen zu einer solchen Tat verabredet. 
(6) Der Versuch ist stralar; dies gilt nicht für Taten nach 
Absatz 4 Nr. 3 und 4 und Absatz 5. 

StGB § 182 Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 
(1) Eine Person über achtzehn Jahre, die eine Person unter 

sechzehn Jahren dadurch missbraucht, dass sie  

   1. unter Ausnutzung einer Zwangslage oder gegen Entgelt 
sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr 
vornehmen lässt oder 
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   2. diese unter Ausnutzung einer Zwangslage dazu besImmt, 
sexuelle Handlungen an einem DriBen vorzunehmen oder von 
einem DriBen an sich vornehmen zu lassen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestra9. 

(2) Eine Person über einundzwanzig Jahre, die eine Person unter 
sechzehn Jahren dadurch missbraucht, dass sie  
1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von 
ihr vornehmen lässt oder 
2. diese dazu besImmt, sexuelle Handlungen an einem 

DriBen vorzunehmen oder von einem DriBen an sich 
vornehmen zu lassen, und dabei die fehlende Fähigkeit des 
Opfers zur sexuellen SelbstbesImmung ausnutzt, 

  wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestra9. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 wird die Tat nur auf Antrag 
verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen 
des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung 
ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann das Gericht von Strafe 
nach diesen Vorschri9en absehen, wenn bei BerücksichIgung 
des Verhaltens der Person, gegen die sich die Tat richtet, das 
Unrecht der Tat gering ist. 

StGB § 184 Verbreitung pornographischer Schri+en 
(1) Wer eine pornographische Schri9 (§ 11 Absatz 3) 

1. einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überläßt 
oder zugänglich macht, 
2. an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren 

zugänglich ist oder von ihnen eingesehen werden kann, 
zugänglich macht, 

 3.im Einzelhandel außerhalb von Geschä9sräumen, in Kiosken 
oder anderen Verkaufsstellen, die der Kunde nicht zu betreten 
pflegt, im Versandhandel oder in gewerblichen Leihbüchereien 
oder Lesezirkeln einem anderen anbietet oder überläßt, 

 3a im Wege gewerblicher Vermietung oder vergleichbarer 
gewerblicher Gewährung des Gebrauchs, ausgenommen in 
Ladengeschä9en, die Personen unter achtzehn Jahren nicht 
zugänglich sind und von ihnen nicht eingesehen werden 
können, einem anderen anbietet oder überläßt, 
 4.im Wege des Versandhandels einzuführen unternimmt, 
5. öffentlich an einem Ort, der Personen unter achtzehn 

Jahren zugänglich ist oder von ihnen eingesehen werden kann, 
oder durch Verbreiten von Schri9en außerhalb des 
Geschä9sverkehrs mit dem einschlägigen Handel anbietet oder 
bewirbt, 

6. an einen anderen gelangen läßt, ohne von diesem hierzu 
aufgefordert zu sein, 
7. in einer öffentlichen Filmvorführung gegen ein Entgelt 

zeigt, das ganz oder überwiegend für diese Vorführung verlangt 
wird, 

 8. herstellt, bezieht, liefert, vorräIg hält oder einzuführen 
unternimmt, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne 
der Nummern 1 bis 7 zu verwenden oder einer anderen Person 
eine solche Verwendung zu ermöglichen, oder 

 9. auszuführen unternimmt, um sie oder aus ihr gewonnene 
Stücke im Ausland unter Verstoß gegen die dort geltenden 
Strafvorschri9en zu verbreiten oder der  
Öffentlichkeit zugänglich zu machen oder eine solche  

Verwendung zu ermöglichen,   wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestra9. 
(2) Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für 

die Person BerechIgte handelt; dies gilt nicht, wenn der 
SorgeberechIgte durch das Anbieten, Überlassen oder 
Zugänglichmachen seine Erziehungspflicht gröblich verletzt. 
Absatz 1 Nr. 3a gilt nicht, wenn die Handlung im 
Geschä9sverkehr mit gewerblichen Entleihern erfolgt. 

(3) bis (7) (weggefallen) 

StGB § 223 Körperverletzung 
(1) Wer eine andere Person körperlich misshandelt oder an der 
Gesundheit schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestra9. (2) Der Versuch ist stralar. 
  
StGB § 225 Misshandlung von Schutzbefohlenen 
(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen  
Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die 

1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 
2. seinem Hausstand angehört, 
3. von dem FürsorgepflichIgen seiner Gewalt überlassen 
worden oder 
4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 

untergeordnet ist, quält oder roh misshandelt, oder wer durch 
böswillige Vernachlässigung seiner Pflicht, für sie zu sorgen, sie 
an der Gesundheit schädigt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren bestra9. 

(2) Der Versuch ist stralar. 
(3) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn 

der Täter die schutzbefohlene Person durch die Tat in die Gefahr 
1. des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung 
oder 
2. einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder 

seelischen Entwicklung bringt. 
(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe 

von drei Monaten bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen 
des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu erkennen. 

StGB § 240 Nö=gung 
(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch 
Drohung mit einem empfindlichen Übel zu einer Handlung, 
Duldung oder Unterlassung nöIgt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestra9. 
(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt 
oder die Androhung des Übels zu dem angestrebten Zweck als 
verwerflich anzusehen ist. (3) Der Versuch ist stralar. 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer  
Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. eine andere Person zu einer sexuellen Handlung oder zur 
Eingehung der Ehe nöIgt, 
2. eine Schwangere zum Schwangerscha9sabbruch nöIgt 
oder 
3. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger 

missbraucht. 
  
StGB § 323c Unterlassene Hilfeleistung 
Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe 
leistet, obwohl dies erforderlich und ihm den Umständen nach 
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zuzumuten, insbesondere ohne erhebliche eigene Gefahr und ohne 
Verletzung anderer wichIger Pflichten möglich ist, wird mit 
Freiheitsstrafe… 

GRUNDGESETZ 
  
Ar=kel 1 
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinscha9, des Friedens und der GerechIgkeit in 
der Welt. 
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, 
vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmiBelbar geltendes 
Recht. Grundgesetzt ArIkel 2: 
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Enjaltung seiner 
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das SiBengesetz 
verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese 
Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 
  
Ar=kel 6 
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze 
der staatlichen Ordnung. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht 
der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre 
BetäIgung wacht die staatliche Gemeinscha9. 
(3) Gegen den Willen der ErziehungsberechIgten dürfen 
Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt 
werden, wenn die ErziehungsberechIgten versagen oder wenn die  
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Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 
(4) Jede MuBer hat Anspruch auf den Schutz und die 
Fürsorge der Gemeinscha9. 
(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung 
die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische 
Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellscha9 zu schaffen wie 
den ehelichen Kindern. 

JUGENDSCHUTZGESETZ (JUSCHG)  
  
Stra+aten nach § 72a Absatz 1 Kinder- und Jugendhilfegesetz 
Es handelt sich im die §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 
181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 und 236 
des Strafgesetzbuchs: 

§ 171   Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht 
§ 174   Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 
§ 174a  Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich   
  Verwahrten oder Kranken und Hilfsbedür9igen in   
  Einrichtungen 
§ 174b  Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer   

  Amtsstellung 
§ 174c  Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines   
  Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhält-  
  nisses  
§ 176   Sexueller Missbrauch von Kindern 
§ 176a  Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 
§ 176b  Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge 
§ 177   Sexuelle NöIgung; VergewalIgung 
§ 178   Sexuelle NöIgung und VergewalIgung mit Todesfolge 
§ 179   Sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger   
  Personen 
§ 180   Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 
§ 180a  Ausbeutung von ProsItuierten 
§ 181a  Zuhälterei 
§ 182   Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 
§ 183   ExhibiIonisIsche Handlungen 
§ 183a  Erregung öffentlichen Ärgernisses 
§ 184   Verbreitung pornographischer Schri9en 
§ 184a  Verbreitung gewalt- oder Ierpornographischer   
  Schri9en 
§ 184b  Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer   
  Schri9en 
§ 184c  Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographi  
 scher Schri9en 
§ 184d  Verbreitung pornographischer Darbietungen durch   
  Rundfunk, Medien- oder Teledienste  
§ 184e  Ausübung der verbotenen ProsItuIon 
§ 184f  Jugendgefährdende ProsItuIon 
§ 225   Misshandlung von Schutzbefohlenen 
§ 232   Menschenhandel zum Zweck der sexuellen     
  Ausbeutung 
§ 233   Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der  
  Arbeitskra9 
§ 233a  Förderung des Menschenhandels 
§ 234   Menschenraub 
§ 235   Entziehung Minderjähriger 
§ 236   Kinderhand



 

 

 


